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Zusammenfassung

Ziel: Der Übergang von der sozialistischen Diktatur zu einer liberalen Demokratie in der
DDR war mit politischen und gesellschaftlichen Umbrüchen verbunden. Die mit dem
demokratisch-gesellschaftspolitischen Prozess einhergehende Transformation wird
am Beispiel der Gesellschaft für Neurologie und Psychiatrie der DDR untersucht, die
zur Vereinigung mit der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenheilkunde
(DGPN) führte.
Methodik: Für die historische Untersuchung wurden Archivalien aus dem Archiv
der DGPPN wie auch dem persönlichen Besitz damaliger Protagonisten genutzt und
Zeitzeugeninterviews geführt.
Ergebnisse: Der Transformationsprozess lässt sich auch für die Gesellschaft für
Psychiatrie und Neurologie der DDR feststellen. Wie auf der politischen Ebene kam es
1990 auch auf der Vorstandsebene der Gesellschaft für Psychiatrie und Neurologie
zu einem Legitimationsverlust. Das neue Demokratieverständnis erforderte die
Beteiligung aller Mitglieder. Der Sprecherrat und die DGPN (Ost) waren zuständig für
die Etablierung und Konsolidierung demokratischer Strukturen.
Schlussfolgerung: Über den Transformationsprozess hinaus, ist bisher wenig über das
Zusammenwachsen bekannt. Die Phase der Neuorientierung zu Beginn der 1990er-
Jahre sollte für die DGPN ebenso untersucht werden wie die Frage nach dem Umgang
mit dem vermuteten politischen Missbrauch der Psychiatrie in der DDR.

Schlüsselwörter
Psychiatriegeschichte · 20. Jahrhundert · Medizingeschichte · Ostdeutschland · Gesellschaft für
Psychiatrie und Neurologie der DDR

Hintergrund

Für die Menschen in der Deutschen De-
mokratischen Republik (DDR) ging der
Systemwechsel von der sozialistischen
Diktatur zu einer liberalen Demokratie
mit erheblichen Veränderungen in kurzer
Zeit einher. Dieser war mit Umbrüchen
von autoritären Gesinnungen hin zu bür-
gerlicher Eigenverantwortung verbunden,
begleitet von demokratisch-gesellschafts-

politischen Prozessen. Wie solche – mit
den Leitbegriffen der zeithistorischen For-
schung formuliert – Transformationen
bzw. Umbrüche im Kleinen aussahen,
möchte der Beitrag am Beispiel der Auflö-
sung der Gesellschaft für Psychiatrie und
NeurologiederDDR, derNeugründungder
DeutschenGesellschaft für Psychiatrie und
Nervenheilkunde in der DDR (DGPN Ost)
und schließlich der Vereinigung mit der
DGPN (West), nachzeichnen. Dabei erfolgt
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die Annäherung an das für die Psychia-
triegeschichte bisher wenig vermessene
Forschungsfeld der Transformationspro-
zesse um 1989/90 primär deskriptiv. Zum
einen besteht die Notwendigkeit, die Vor-
gänge überhaupt und hier wohl erstmalig
darzulegen. Zum anderen erlaubt die
professionelle, mittlerweile auch zeitliche
Distanz eine vorurteilsfreie Darstellung
mit dem Versuch des Sich-Hineinverset-
zens in die Lage der Handelnden und
Betroffenen (vgl. [1]).

Grundlage der historisch-kritischen Er-
örterungenbildenUnterlagen,die vonden
in der DGPN Ost undWest aktiv Beteiligten
zur Verfügung gestellt und mit denen Ge-
spräche geführt wurden. Darüber hinaus
konnten Archivalien aus der Zeit um 1990
im Archiv der Deutschen Gesellschaft für
Psychiatrie und Psychotherapie, Psychoso-
matik und Nervenheilkunde (DGPPN) ein-
gesehen werden.

Das Ende der DDR und der Weg zur
deutschen Einheit

DieKettenreaktionvonEreignissen1989/90
ließ das sozialistische Regime in der DDR
innerhalb kurzer Zeit kollabieren. Bereits
im März 1990 fand die erste freie Wahl
der noch bestehenden DDR statt. Sie führ-
te zur Bildung einer Regierung, die die
Überreste der SED-Diktatur überwinden
und den Übergang zur westlichen Demo-
kratie vollziehen sollte. Damit waren die
politischen Voraussetzungen geschaffen
worden, um mit der Bundesregierung
möglichst rasch über die Wiedervereini-
gung zu verhandeln, die Anfang Juli mit
den Gesprächen über den Einigungsver-
trag konkret wurden. Auf dem Weg zum
vereinten Deutschland mussten neue
Strukturen geschaffen und alte besei-
tigt werden. Schließlich erfolgte auf der
Grundlage des Einigungsvertrages am
03.10.1990 die deutsche Wiedervereini-
gung durch den Beitritt der DDR zur BRD
(vgl. [10, 14]).

Die folgende tiefgreifende Umgestal-
tung brachte enorme Herausforderungen
mit sich. So gab es hinsichtlich der Verant-
wortlichen in führenden Positionen unter-
schiedliche Auffassungen. Einige forder-
ten, dass Führungskräfte entlassenwerden
sollten, die im SED-System in leitenden
Positionen tätig gewesen waren und Ver-

antwortung getragen hatten. So kam es
zu Beginn der 1990er-Jahre zu einem brei-
ten Austausch von Führungskräften in ver-
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen
(vgl. [5]). Für einige Ostdeutsche erwie-
sen sich die zu DDR-Zeiten getroffenen Le-
bensentscheidungen unter den neuen Be-
dingungen als nachteilig. Einige erlebten
eine Entwertung ihrer bisherigen Leistun-
gen und fühlten sich als Verlierer. Für an-
dere wiederum eröffneten sich in der Zeit
des Aufbruchs neue Perspektiven (vgl. [3]).
Prinzipiell wurde imEinigungsprozess eine
Überführung in die westdeutschen Struk-
turen angestrebt, nach einer Angleichung
und weniger nach einer gleichberechtig-
ten Vereinigung auf Augenhöhe. Dieses
Streben dominierte in dieser Zeit und war
nicht zuletzt der Wunsch vieler Ostdeut-
schen selbst.

Der Übergang: die Gesellschaft für
Psychiatrie und Nervenheilkunde
in der DDR

Unmittelbar vor der letzten Gesamtta-
gung der Gesellschaft für Psychiatrie und
Neurologie der DDR (07. bis 09.02.1990)
in Leipzig, hatte dort vom 5. bis 7. Febru-
ar auch der 1. Kongress der Psychiatrie
der DDR stattgefunden. Er war von der
Sektion Psychiatrie, die um diese Zeit
ca. 400 Mitglieder hatte1, organisiert wor-
den. In der Mitgliederversammlung am
06.02.1990 standen die Konstitution einer
Gesellschaft für Psychiatrie der DDR (in
Nachfolge der bisherigen Sektion Psychi-
atrie) mit der Neuwahl des Vorstandes an.
Dem Vorstand der Sektion gehörten seit
der letzten Wahl im November 1983 als
Vorsitzender Klaus Ernst (Rostock) sowie
Cornelia Hirsch (Leipzig), Diether-Rudolf
Burian (Neuruppin), Christian Donalies
(Wittstock), Günter Hoffmann (Hubertus-
burg), Hugo von Keyserlingk (Schwerin),
HelmutKulawik (Berlin), EhrigLange (Dres-
den), Siegfried Schirmer (Brandenburg),
Helmut Späte (Halle) und Klaus Weise
(Leipzig) an. Nach einer regen Diskussion
wurde unter dem Eindruck der gesell-
schaftlichen Veränderungen keine neue

1 Vgl. zu den nachfolgenden Angaben den
Vorlass von Prof. Dr. Klaus Ernst, Ordner
„DGPN-Ost“,derdenZeitraumzwischenFebruar
1990undDezember1991umfasst,unpag. [16].

Gesellschaft gebildet und auch kein Vor-
stand gewählt, sondern ein Sprecherrat
der weiterbestehenden Sektion Psychia-
trie gebildet. Dessen Aufgabe sollte die
Einleitung eines Demokratisierungspro-
zesses innerhalb der Fachgesellschaft
sein. Die Initiative ging spontan von
den Mitgliedern aus und entsprach dem
Wunsch nach Veränderung und mehr
Mitbestimmung2,3. Der westdeutsche Kin-
derpsychiater Helmut Remschmidt be-
richtete der DGPN (West) unmittelbar
nach seiner Teilnahme, dass „einige bis-
her an führender Stelle tätigen Psychiater
sehr angegriffen wurden“ und empfahl
aufgrund der „Dynamik in der ganzen Ent-
wicklung [. . . ] ganz dringend“ Kontakt zum
Sprecherrat aufzunehmen [17]. Diesem
gehörten Erdmuthe Fikentscher (Halle/S.),
Heinz Benkenstein (Hildburghausen) und
Klaus-Dieter Waldmann (Plauen) an, aber
auch die beiden bisherigen Vorstandsmit-
glieder Ernst und von Keyserlingk. Bereits
wenige Tage später informierte der Spre-
cherrat in einer Presseerklärung über
seine freie Wahl und verwies darauf, dass
„Jahrzehntelang [. . . ] dieses Fachgebiet
durch die zuständigen Leitungsgremien
bevormundet, vernachlässigt und mit fol-
genschweren Tabus und Verboten belegt“
[17] worden sei. Der Sprecherrat musste
in der Übergangsphase von der alten zur
neuen Ordnung aber nach vorn schauen.
Er sollte die Gründung einer Gesellschaft
für Psychiatrie und Nervenheilkunde in
der DDR mit dem Ziel der Vereinigung
mit der westdeutschen DGPN vorberei-
ten. Die „etablierten“ DDR-Psychiater, die
in Leitungsfunktionen bisher die Geschi-
cke der DDR-Fachgesellschaft bestimmt
hatten, waren hingegen an einem so-
fortigen Zusammenschluss interessiert.
Sie spekulierten offenbar, dass sie als
bekannte Fachvertreter in den Vorstand
aufgenommen werden würden. Nach
ersten Kontakten trat der Vorstand der
DGPN (West) schließlich im Sommer 1990
an den Sprecherrat mit der Frage nach
der Vereinigung beider Fachgesellschaf-

2 Fikentscher E (2021) Persönliche Mitteilung
am13.04.2021.
3 Waldmann K-D (2021) PersönlicheMitteilung
am14.04.2021.
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Abb. 19Grün-
dungsveranstal-
tung der DGPN (Ost)
am 09.06.1990 in
Berlin imHörsaalder
Klinik für Neurolo-
gie und Psychiatrie
(Charité) der Hum-
boldt-Universität.
(Mit freundlicher
Genehmigung von
Prof. Dr. Otto Bach)

ten heran und bat um entsprechende
Unterstützung4,5.

Zunächst wurde am 09.06.1990 auf
einer Vollversammlung der Mitglieder der
Sektion Psychiatrie in Berlin die Gesell-
schaft für Psychiatrie und Nervenheilkun-
de in der DDR (DGPN Ost) gegründet
(. Abb. 1). Vertreter des „alten“ Vorstan-
des nahmen daran nicht teil, sodass im
Prinzip nun zwei psychiatrische Fachge-
sellschaften in der DDR existierten6 [15].
Zu dieser Gründungssitzung war auch
der Präsident der westdeutschen DGPN,
Johannes Meyer-Lindenberg, eingeladen
worden, der eine „Stellungnahme im Stile
,kritischerSympathie‘mitderHoffnungauf
,vernunftsbezogene‘ Annäherung“ verlas
[18]. Bereits die Namensgebung der neu-
en Fachgesellschaft mit dem Zusatz „in
der DDR“ verdeutlicht die Absicht, sich
vonder bisherigenDDR-Gesellschaft abzu-
grenzen. Für dieNeuwahl eines Vorstandes
hatte der Sprecherrat die Regionalgesell-
schaften um Beteiligung gebeten. Diese
sollten jeweils zwei Kandidaten vorschla-
gen, um eine „basisdemokratische Wahl“
zu ermöglichen [19]. Ziel war, geeignete
Fachvertreter zu finden, die nicht in die

4 Fikentscher E (2021) Persönliche Mitteilung
am13.04.2021.
5 Waldmann K-D (2021) PersönlicheMitteilung
am14.04.2021.
6 Felber W (2021) Persönliche Mitteilung am
31.03.2021.

staatliche Ideologie verstrickt gewesen
und mehrheitsfähig waren. Das war erfor-
derlich, um mit dem Vorstand der DGPN
(West) über die Vereinigung sprechen zu
können. Die bisherigen Führungskräfte
hatten nicht mehr das Vertrauen aller
Mitglieder, galten als „staatsorientierte
Psychiater“7,8. In diesem Zusammenhang
werden immer wieder Bernd Nickel und
Jochen Neumann genannt, die auch im
Vorstand der Gesellschaft für Psychiatrie
und Neurologie der DDR aktiv waren.
Nickel war u. a. ärztlicher Leiter des Wil-
helm-Griesinger-Krankenhauses in Berlin.
Er hatte die inoffizielle Zusammenarbeit
mit dem MfS im Gegensatz zu Neumann
verweigert [12, S. 230]. Neumann war
u. a. ärztlicher Direktor des Wilhelm-Grie-
singer-Krankenhauses Berlin, ordentlicher
Professor für Psychiatrie an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena und von 1983
bis 1989 Generaldirektor des Deutschen
Hygiene-Museums in Dresden. Er unter-
hielt regelmäßig inoffizielle Verbindungen
zum MfS [12, S. 621ff.]. Neumann und
Nickel waren beide „Reisekader“ und vom
MfS als politisch zuverlässig eingeschätzt
worden [12, S. 651].

Die westdeutschen Psychiater begeg-
neten ihren Kollegen aus dem Osten über-

7 Bach O (2021) Persönliche Mitteilung am
06.04.2021.
8 Fikentscher E (2021) Persönliche Mitteilung
am13.04.2021.

wiegend offen, teils aber auch mit Zurück-
haltungundVorsicht.Dasbetraf auchGert-
Eberhard Kühne als letzten Vorsitzenden
der Gesellschaft für Psychiatrie und Neuro-
logie der DDR, dem einige westdeutsche
Psychiater zuvor bei internationalen Kon-
gressen begegnet waren und den sie als
Repräsentanten der DDR wahrgenommen
hatten9,10. Nach der Wahl konnte sich der
neue Vorstand der DGPN (Ost) mit Ot-
to Bach (Vorsitzender), Klaus-Dieter Wald-
mann und Bärbel Schliack (Stellvertreter),
JoachimMorgner (Sekretär) undGeorgBo-
nitz (Schatzmeister) sowie Werner Felber
und Klaus Ernst konstituieren. Er war wäh-
rend der Gründungsveranstaltung in Ber-
lin frei und demokratisch gewählt worden,
worauf in dieser Zeit besonders geachtet
worden sei11.

Als besondere Wegmarke kann der
„3. Kongreß für Psychiatrie“ am 12.11.1990
in Weimar (. Abb. 2) angesehen werden.
Dieser war noch von der „alten“ Gesell-
schaft für Psychiatrie und Neurologie der
DDR organisiert worden. Deren Auflösung
warbereitsam07.02.1990 ineinerGemein-
schaftssitzung aller Sektionen (Psychiatrie,
Neurologie, medizinische Psychologie und
Neuropsychiatrie des Kindes- und Jugend-
alters) während der letzten Gesamttagung
in Leipzig beschlossen worden. Der Vor-
stand der „neuen“ DGPN (Ost) hatte die
„Bemühungen des Kongreßpräsidenten
[Gert-Eberhard Kühne, d. V.], die neue Ge-
sellschaft [DGPN (Ost)] in Rechtsnachfolge
der früheren Gesellschaft für Psychiatrie
und Neurologie zu sehen“ als falsch zu-
rückgewiesen und betont, dass „die neue
DGPN (DDR) [. . . ] nicht mit der Veranstal-
tung identifiziert werden [will]“ [20]. Der
„Kongreß [musste sich] eindeutig auf die
frühere DDR-Gesellschaft für Neurologie
und Psychiatrie“ beziehen [21]. Der „alte“
Vorstand der Gesellschaft für Psychiatrie
und Neurologie der DDR musste sich fü-
gen und hatte somit erkennbar an Einfluss
verloren.

9 Häfner H (2021) Persönliche Mitteilung am
06.09.2021.
10 Peters UH (2021) PersönlicheMitteilung am
18.08.2021.
11 Felber W (2021) Persönliche Mitteilung am
31.03.2021.
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Abb. 28 „3. Kongreß der Psychiatrie“ am
12.11.1990 inWeimar. (Mit freundlicher Geneh-
migung von Prof. Dr. Otto Bach)

Die Vereinigung: die gesamt-
deutsche Gesellschaft für
Psychiatrie und Nervenheilkunde

In den Händen der Vorstandsmitglieder
der DGPN (Ost) lag nun die Aufgabe, die
Vereinigung mit der DGPN (West) zu ei-
nergesamtdeutschenDGPN vorzubereiten
und den Beitritt der ostdeutschen Mitglie-
der zu ermöglichen. Bis Ende 1990 fanden
intensive Gespräche statt, auch mit Ver-
tretern der niedergelassenen Nervenärzte
undhier vor allemmit demBerufsverband-
verband Deutscher Nervenärzte (BVDN).
Von Seiten der DGPN (West) waren insbe-
sondere der Präsident, Meyer-Lindenberg,
und der Vizepräsident, Eberhard Lunger-
hausen, und der Vorsitzende des BVDN,
Hans-Adolf Paul, beteiligt. Nach dem Tod
Meyer-Lindenbergs im Februar 1991 über-
nahm Uwe Henrik Peters diese Aufgabe.

Mit der Vereinigung wurde die DGPN
(Ost) am 03.07.1991 in Dresden aufge-
löst. Sie hatte ihre Funktion erfüllt. Viele
Mitglieder traten in die gesamtdeutsche
DGPN ein oder fanden sich in den regiona-
len Gesellschaften wieder. In den Vorstand
der gesamtdeutschen DGPN wurden Otto
Bach, Klaus Ernst, Ehrig Lange und Bär-
bel Schliack für eine Übergangszeit von
zwei Jahren kooptiert [21]. Der zu die-
sem Zeitpunkt fast 70-jährige Lange bat

im Juni 1991 aufgrund seines Lebensalters
um die vorzeitige Beendigung seiner „Tä-
tigkeit als assoziiertes Vorstandsmitglied“
[22]. Inwieweit für diese Entscheidung sei-
ne Zusammenarbeit mit dem Ministerium
für Staatssicherheit der DDR ausschlagge-
bend war (vgl. [9, S. 611–615]) ist bisher
nicht bekannt.

Die dynamische Entwicklung hin zu ei-
ner gesamtdeutschen DGPN rief auch kri-
tische Stimmen hervor. Einige, vor allem
die aus der DDR in die BRD geflüchte-
ten Psychiater, standen einer ungeprüften
Aufnahme aller Mitglieder der DDR-Fach-
gesellschaft kritisch, bisweilen sogar ab-
lehnendgegenüber. EinGrundwar, dass zu
dieser Zeit ein systematischer politischer
Missbrauch der Psychiatrie in der DDR ver-
mutet wurde12. Einige Vertreter der Bun-
desdirektorenkonferenz warnten „vor zu
schneller Verbrüderung oder Assoziatio-
nen“ und betonten, dass eine Vereinigung
erst erfolgen solle, „wenn ein Selbstreini-
gungsprozeß in der DDR begonnen hat
und insbesondere erst dann, wenn nicht
die alten führenden sog. Reisekader wie-
der an der Spitze der Gesellschaft sitzen
und dann auf einmal bei uns auch das
große Wort führen“, so der Ärztliche Di-
rektor des Psychiatrischen Krankenhauses
Eichberg, Steffen Haas, in einem Schrei-
ben vom 13.06.1990 an die DGPN (West;
[22]). Dem Verband leitender Ärztinnen
und Ärzte der Kliniken für Psychiatrie und
Psychotherapiegehörtenmit SteffenHaas,
Ulrich Trenckmann und Fritz Reimer (Vor-
sitzender von1987bis 1992) einflussreiche
Fachvertreter an, die aus der DDR stamm-
ten und die die Entwicklung hin zur Verei-
nigung besonders kritisch verfolgten. Sie
hatten schon imMai 1990 denPräsidenten
der DGPN (West), Meyer-Lindenberg, nach
ersten Kontakten zu Repräsentanten der
DDR-Psychiatrie imRahmender Bundesdi-
rektorenkonferenz im April 1990 gebeten,
nicht mit den ehemaligen „Reisekadern“
zu verhandeln, sondern diese zur eigenen
Vergangenheitsbewältigung aufzufordern
und vor allem geeignete Vertreter zu fin-
den, um weitere Schritte zu besprechen
[17]. Vor diesemHintergrundhatte sichder
erweiterte Vorstand der DGPN (West) noch
am 08.06.1990, einen Tag vor Gründung

12 Felber W (2021) Persönliche Mitteilung am
31.03.2021.

der ostdeutschen DGPN, darauf verstän-
digt, dass „man sich bedeckt und abwar-
tend verhalten [. . . ], aber sich zur Verfü-
gungstellensollte,bisdernötigeKlärungs-
prozeß der DDR abgeschlossen ist“. Gleich-
zeitig wurde festgestellt: „Die Institutio-
nalisierung einer demokratisch gewählten
Gesellschaft fürNeurologieundPsychiatrie
ist noch keineswegs gesichert“ [18].

Auch vor diesem Hintergrund war die
Frage nach der Aufnahme der Mitglieder
der DDR-Fachgesellschaft ein Balanceakt.
Einerseits ging es darum, ein berechtigtes
Maß an Kontrolle sicherzustellen, anderer-
seits aber auch die Offenheit der nun ge-
samtdeutschen DGPN zu repräsentieren.
Der Vorstand der DGPN (West) hatte im
September 1990 beschlossen, dass es kei-
nen kumulativen Beitritt der DDR-Gesell-
schaft zur DGPN geben solle, sondern nur
Einzelbewerbungen möglich sind [18]. Die
Mitglieder der DDR-Gesellschaft konnten
gemäß der Satzung auf Antrag hin und
unter Benennung von zwei Bürgen, die
bereits Mitglieder waren, aufgenommen
werden. Für Neumitglieder aus der DDR
galt bis zur Vorstandswahl (1992) ein re-
duzierter Mitgliedsbeitragssatz [21]. Aber
schon der Begriff des Bürgen implizierte
in dieser sensiblen Zeit für einige eine Be-
vormundung, sodass Uwe Henrik Peters
im Februar 1991 in einem Brief an Otto
Bach klarstellen musste, dass dem Antrag
„2 Referenzen – nicht Bürgen!“ beigefügt
werden sollen und hinzufügte: „Es ist aber
meine große Hoffnung, diese Phase des
Mißtrauens so rasch wie möglich und mit
ihrer Hilfe zu überwinden“ [18].

Diskussion

Der politische Systemwechsel und Pro-
zess der Wiedervereinigung führten nicht
nur auf der staatlichen Ebene zu ein-
schneidenden Veränderungen, sondern
in allen gesellschaftlichen Bereichen. Die
Transformation im Gesundheitswesen der
DDR führte im Prozess der deutschen
Vereinigung zu einer raschen und kom-
promisslosen Abwicklung der ostdeut-
schen Gegebenheiten (vgl. [7]). Neben
einer Dominanz bundesdeutscher Akteu-
re fehlten in diesem gesundheitspoliti-
schen Entscheidungsprozess autonome
gesellschaftliche Akteure in der DDR. Das
westdeutsche Gesundheitssystem wurde
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weitgehend übernommen, das ostdeut-
sche wegen seiner Einbindung in das
Staats- und Gesellschaftssystem mit der
Durchsetzung gesundheitspolitischer Zie-
le von Staat und Partei hingegen kritisiert
(vgl. [13]). Die mit der Transformation
verbundenen Veränderungen wurden
auf verschiedenen Ebenen untersucht.
Auf der Makroebene zeigt sich, dass die
Prozesse der politischen Steuerung des
Medizinsystems durch neue gesetzliche
und ökonomische Anreizstrukturen und
auch Qualitätsstandards zur Evaluierung
der Gesundheitseinrichtungen durchge-
setzt wurden. Auf der Mesoebene sind
etwa veränderte Karrierepolitik oder Ar-
beitsbeziehungen und -formen wie die
Förderung der ambulanten Patienten-
versorgung durch Arztpraxen erkennbar.
Auf der Mikroebene finden sich konkrete
berufliche Brüche und Neuorientierungen
der Ärzte und Ärztinnen (vgl. [9, 11]).

Vergleichsweise wenig ist bisher über
die Transformation der ostdeutschen
Psychiatrie bekannt. In einigen Veröffent-
lichungen werden die Veränderungen in
bestimmten Regionen oder von ausge-
wählten Aspekten der psychiatrischen
und auch kinderpsychiatrischen Versor-
gung beschrieben. Das betrifft beispiels-
weise die Verweildauer von Patientinnen
und Patienten mit psychischen Erkran-
kungen in stationären Einrichtungen, die
Häufigkeit ihrer Institutionalisierung, die
Verringerung der psychiatrischen Betten-
kapazität, neue Formen der Behandlung
und Betreuung und die Unterbringung
psychisch kranker Straftäter (vgl. [4, 8]).

In Interviewserinnernsichrückblickend
ehemalige Mitarbeiter der Kliniken, wel-
che Auswirkungen der Transformations-
prozess und die geforderte Aufarbeitung
der Vergangenheit nach 1990 auf das Er-
innern an die sog. DDR-Psychiatrie und
deren Reform hatten [2].

Wie in dieser Arbeit gezeigt werden
konnte, lässt sich der mit der Wiederverei-
nigung verbundene Transformationspro-
zess auch für die Gesellschaft für Psy-
chiatrie und Neurologie der DDR feststel-
len: Auf der Vorstandsebene kam es 1990
zu einem Legitimationsverlust. Das neu
erwachsene Verständnis von Demokratie
erforderte die Beteiligung möglichst al-
lerMitglieder inklusive der Regionalgesell-
schaften. Der Sprecherrat und die DGPN

(Ost) erfüllten als „Übergangs-Institutio-
nen“ eine wichtige Funktion. Sie waren im
Prozess der Demokratisierung zuständig
für die Etablierung demokratischer Struk-
turen, um diese schließlich durch die Ver-
einigung konsolidieren zu können. Die bis
dahinunabhängigvoneinanderexistieren-
denFachgesellschaftenfürNeurologieund
Psychiatrie vereinigten sich in organisato-
rischer Hinsicht. Doch bedeutete das 1990
wiedie staatlicheWiedervereinigungeben
auch, dass zwei deutsche Teilgesellschaf-
ten mit ihrer zwar nie voneinander los-
gelösten, im Wesentlichen aber doch von
Unterschieden geprägten Geschichte nun
wieder zusammenfinden mussten. 40 Jah-
re Demokratie auf der einen und 40 Jahre
SED-Diktatur auf der anderen Seite hat-
ten beide Teilgesellschaften auch mental
nachhaltig geprägt. Das zeigt etwa die
zu Beginn der 1990er-Jahre geführte Aus-
einandersetzung um die Institution Psy-
chiatrie und vor allem ihre Einbindung
in das Herrschaftssystem, die primär öf-
fentlich und sehr emotional geführt wur-
de (vgl. [6]). Das mag die Annäherung
zwischen ost- und westdeutschen Fach-
vertretern anfangs erschwert haben. Erst
später folgte eine sachliche Auseinander-
setzung mit einer zunehmend differen-
zierten Betrachtungsweise. Die deutsche
Wiedervereinigung war und ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, die Men-
schen zusammenführte, die ganz unter-
schiedlich sozialisiert worden waren und
dementsprechend verschiedene Wertvor-
stellungen hatten. Somit war die Wieder-
vereinigung sowohl imGroßenwie imKlei-
nen nicht nur von objektiven Problemen,
sondern auch von subjektiven Verständi-
gungsschwierigkeitengeprägt (vgl. [3]). Im
Bereich der Fachgesellschaften muss das
noch herausgearbeitet werden, denn trotz
aller fachlichen Gemeinsamkeiten emp-
fanden einige Mitglieder der ehemaligen
DDR-Fachgesellschaft den Vereinigungs-
prozess möglicherweise als oktroyiert. Da-
bei sollteberücksichtigtwerden,dassMen-
schen, die bis dato in der DDR gelebt hat-
ten, gezwungen wurden, ihre gewohnten
Lebensgleise zuverlassen,möglicherweise
verunsichert waren und ein Stück Identi-
tät verloren. Sie empfanden Nöte, die ih-
re westdeutschen Kollegen so nicht oder
anderes empfanden. Gleichzeitig war ver-
ständlich, dass westdeutsche Kollegen ei-

ne gewisse Skepsis der politischen Verstri-
ckungen, aber auch der im Raum stehen-
denMissbrauchsvorwürfewegen empfan-
den. Über den weiteren Prozess des Zu-
sammenwachsens wissen wir wenig. Bis-
her ist nicht untersucht, ob und wie sich
die DGPN zu Beginn der 1990er-Jahre in
derPhasederNeuorientierungausrichtete,
inhaltlich neue Schwerpunkte formuliert
wurdenund schließlich, wiedemvermute-
ten politischen Missbrauch der Psychiatrie
in der DDR begegnet wurde.
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Abstract

On the way to democracy—The transformation process 1990/1991 and
the role of the Association for Psychiatry and Neurology in the GDR

Objective: The transition from socialist dictatorship to liberal democracy in the GDR
was associated with political and social upheaval. The transformation accompanying
the democratic sociopolitical process is examined using the example of the Association
for Neurology and Psychiatry of the GDR, which led to its unification with the German
Association for Psychiatry and Neurology (DGPN).
Method: For the historical investigationmaterial from the archives of the DGPPN aswell
as the personal belongings of the protagonists of the time were used and eyewitness
interviews were conducted.
Results: The transformation process can also be seen for the Association for Neurology
and Psychiatry of the GDR. As at the political level, there was also a loss of legitimacy
at the board level of the Association for Psychiatry and Neurology in 1990. The new
understanding of democracy required the participation of all members. The Spokesman
Council and the DGPN (East) were responsible for establishing and consolidating
democratic structures.
Conclusion: Beyond the transformation process, little is known about the merger. The
phase of reorientation at the beginning of the 1990s should be examined for the DGPN
as well as the question of how to deal with the suspected political abuse of psychiatry
in the GDR.

Keywords
History of psychiatry · 20th century · History of medicine · East Germany · Association for
Neurology and Psychiatry in the GDR
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